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INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 23.04.2021
AMANDO AMMANN

Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Ab Anfang April 2021 begann es rund um die Verhandlung des institutionellen
Rahmenabkommens mit der EU immer starker zu brodeln. Der NZZ lagen Briefe zweier
Mitte-Kantonalsektionen (Genf und Basel) vor, in welchen Parteiprésident Gerhard
Pfister (mitte, ZG) harsch fiir seine kritischen Ausserungen zum Rahmenabkommen
kritisiert wurde. Gleichentags &usserte sich Christa Markwalder (fdp, BE) in einem
Gastkommentar in der NZZ zum Rahmenabkommen und drohte dem Bundesrat gar,
dass das Parlament bei den anstehenden Gesamterneuerungswahlen 2023 im Fall eines
Scheiterns die Vertrauensfrage stellen musse. Sie verlangte die Unterzeichnung des
Abkommens, damit dieses zuerst dem Parlament und spater mdglicherweise im
Rahmen eines fakultativen Staatsvertragsreferendums der Stimmbevdlkerung vorgelegt
werden koénne. Kurz darauf kam Bewegung in die seit langerem festgefahrenen
Verhandlungen zwischen Bundesbern und Brussel, als bekannt wurde, dass fur den 23.
April ein  Treffen zwischen Bundesprasident Guy Parmelin und EU-
Kommissionsprasidentin von der Leyen angesetzt worden war. In den Verhandlungen
Uber die strittigen Punkte Lohnschutz, Unionsburgerrichtlinie und staatliche Beihilfen
waren sich die beiden Parteien seit November 2020 nicht naher gekommen, berichtete
die NZZ, weshalb man in Brissel wenig Erwartungen an den Besuch knipfe. Wie La
Liberté und auch die NZZ berichteten, hatte sich der Bundesrat in letzter Zeit auch mit
Alternativen zum Rahmenabkommen befasst. Moglich wére die Auszahlung der
blockierten Kohésionsmilliarde oder eine Aktualisierung des Freihandelsabkommens
von 1972 anstelle der bilateralen Abkommen, wie das die damalige Standeréatin Karin
Keller-Sutter (fdp, SG) bereits 2013 mittels Postulat hatte prifen lassen. Am 16. April
berichteten SRG-Medien Uber ein Sitzungsprotokoll der EU-Kommission, aus dem eine
gewisse Verargerung herauszulesen sei. Die Kommission stérte sich daran, dass der
Bundesrat «unwillig oder nicht in der Lage» sei, das Rahmenabkommen zu
unterzeichnen, und im Verlaufe der Verhandlung keine eigenen Textentwulrfe zu den
geforderten Klarstellungen prasentiert habe. Nach Darstellung der Kommission sei die
EU der Schweiz in Bezug auf die Staatsbeihilfen und die flankierenden Massnahmen
sehr entgegengekommen, wahrend sich bei der Unionsburgerrichtlinie keine Einigung
abzeichnete. Die Uberraschende Entscheidung des Bundesrats am 17. April, dass Guy
Parmelin alleine nach Brussel reisen werde, sorgte in der Medienlandschaft fur
Ernlchterung. Ignazio Cassis versuchte seine Nicht-Teilnahme am Gespréach mit
protokollarischen Grinden zu erklédren, wonach Ursula von der Leyen die Angelegenheit
als Prasidialsache erachte. In den Medien schien damit der letzte Funke Hoffnung
ausgeldscht worden zu sein. «Ohne Cassis und ohne Plan B nach Brussel», titelte die
Aargauer Zeitung und die NZZ schrieb die Verhandlungen mit der Aussage «Alles deutet
auf ein Scheitern hin» bereits im Voraus ab.

Hauptgrund fur die pessimistischen Aussichten war die Unionsburgerrichtlinie, bei der
die EU der Schweiz gegenlber keine Zugestandnisse machen wollte. Zudem wurde
bekannt, dass ein angedachter Schweizer Plan B, also die Auszahlung der
Kohasionsmilliarde und die Aktualisierung des Freihandelsabkommens von 1972, im
Bundesrat krachend gescheitert waren. Besonders Ignazio Cassis musste sich in der
Folge o6ffentliche Kritik und Hame gefallen lassen. Der Tages-Anzeiger konstatierte, dass
der vielgereiste Aussenminister es in dreieinhalb Jahren nie nach Brussel geschafft
habe, und der Blick bezeichnete die Nichtmitnahme von «Draussenminister Cassis» als
«Demdutigung sondergleichen». Ruckendeckung erhielt Cassis nur von seiner
Parteiprasidentin Petra Gossi (fdp, SZ), welche sich in der NZZ und der AZ vom
Gesamtbundesrat enttauscht zeigte und dabei vor allem die SP- und SVP-Bundesrate in
die Pflicht nahm. Laut AZ war es dem Bundesrat auch in seiner zweiten Krisensitzung
nicht gelungen, das Mandat Parmelins fur das Gesprach mit von der Leyen zu
konkretisieren. Grundséatzlich gehe es dem Bundesrat beim Besuch darum auszuloten,
ob es Uberhaupt noch Spielraum flr eine politische Losung gebe, so die AZ weiter.
Unterdessen formulierten vermehrt Wirtschaftsakteure und die Kantone ihre konkreten
Erwartungshaltungen an den Bundesrat. So starkten die Industrie- und
Handelskammern von 25 Kantonen dem Bundesrat zwar den Rulcken, forderten aber
auch, die Klarungen mit der EU rasch abzuschliessen und das institutionelle Abkommen
dem Parlament vorzulegen. Der nationale Netzbetreiber Swissgrid hoffte ebenfalls auf
eine baldige Einigung, da ansonsten auch das Stromabkommen mit der EU zum
Scheitern verurteilt sei, wie Swissgrid in der NZZ verlauten liess. '
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1) NZZ,14.4.21; NZZ, TA, 15.4.21; LT, TA, 16.4.21; AZ, Blick, NZZ, TA, 17.4.21; Blick, 19.4.21; AZ, Blick, TA, 20.4.21; AZ, Lib, NZZ,
21.4.21; AZ, NZZ, TA, 22.4.21; AZ, TA, 23.4.21
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